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— 
Anfrage Solange Berset QA 3060.12 
Unterricht auf der Primarstufe 
 

I. Anfrage 

Zu Beginn des Schuljahres 2011/12 liess die Direktion für Erziehung, Kultur und Sport (EKSD) 
verlauten, die Rekrutierung von Lehrerinnen und Lehrern für die Primarschule bereite Mühe; so 
hätte man einige Stellen mehrmals nacheinander ausschreiben müssen. Für Stellvertretungen musste 
man laut EKSD zudem auf pensionierte Lehrpersonen zurückgreifen.  

Zudem hat die EKSD offenbar in einigen Gemeinde die Genehmigung von Klasseneröffnungen für 
den Schulbeginn 2012/13 verweigert, entweder weil keine Lehrpersonen gefunden werden konnten 
oder aufgrund von Sparmassnahmen, obschon die Schülerbestände für die Eröffnung von Klassen 
ausreichend gewesen wären.  

Wie man sieht, ist die Lage immer noch angespannt und zunehmend schwierig zu bewältigen.  

Ich stelle dem Staatsrat folgende Fragen: 

1. Stimmt es, dass für Lehrkräfte ein Pensum von nur einem Tag pro Woche nicht mehr 
möglich ist? Wenn ja, was sind die Gründe dafür? Wie viele Lehrkräfte sind von dieser 
neuen Regelung betroffen? 

2. Wird wirklich zur Auflage gemacht, mindestens ein Pensum von 40 % zu übernehmen? 
Wenn ja, seit wann gilt diese Regelung für Lehrpersonen der Primarstufe? 

3. Hat der Staatsrat die persönlichen wie auch pädagogischen Auswirkungen der Anwendung 
dieser neuen Regeln abgeklärt? 

4. Wie viele Lehrkräfte haben eine Anstellung zu 20 %? Wurden sie dazu verpflichtet, ihre 
Arbeitszeit zu erhöhen, oder welche Möglichkeiten werden ihnen angeboten? 

5. Wie will die EKSD die Situation von Lehrkräften regeln, die mehr als 60 % arbeiten 
möchten? Gewiss, es besteht die Möglichkeit, Unterrichtseinheiten hinzuzufügen (Entlas-
tungslektionen, Gestalten usw.). Allerdings stellt sich die Frage, ob diese Häufung verschie-
dener Aktivitäten nicht der Qualität des Unterrichts und dem Wohlbefinden der betroffenen 
Lehrkräfte schadet, zumal es sich dabei fast immer um Frauen handelt? 

6. Stimmt es, dass die EKSD einen negativen Vorbescheid zur Eröffnung von Primarklassen 
gegeben hat, obschon die Bestände ausgereicht hätten? Wenn ja, was sind die Gründe für 
diese Entscheide? 
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II. Antwort des Staatsrats 

Hier die Antworten auf die von Grossrätin Solange Berset gestellten Fragen: 

1. Stimmt es, dass für Lehrkräfte ein Pensum von nur einem Tag pro Woche nicht mehr möglich 
ist? Wenn ja, was sind die Gründe dafür?  

Dies gilt nur für die Klassenlehrpersonen, die im Team-Teaching unterrichten. Wie in den 
Grossratsdebatten vom 1. Mai 2012 (TGR S. 908) erläutert, wurde diese Massnahme in erster 
Linie aus Gründen der Kohärenz und der Aufteilung der Verantwortlichkeiten bei der Führung 
einer Klasse getroffen. Für die schulische Entwicklung ist es wichtig, dass in den Schulen die 
pädagogische Zusammenarbeit klassen- und stufenübergreifend (z. B. Arbeiten in Zusammen-
hang mit dem Westschweizer Lehrplan), die Absprache gemeinsamer Ziele und die Mitwirkung 
an Projekten verstärkt werden. Die verschiedenen Aufgaben, die mit Weiterbildungen zum 
Lehrplan und den neuen Lehrmitteln verknüpft sind, machen für Klassenlehrpersonen ein 
Mindestpensum von 40 % erforderlich. Auf diese Weise kann innerhalb eines kantonal 
festgesteckten Rahmens ein sinnvolles Zusammenwirken zwischen Projekten und Initiativen 
der Schule, dem pädagogischen Handeln und dem Lernen der Schülerinnen und Schüler 
erreicht werden.  

Für eine Lehrperson wird auch in Zukunft ein wöchentliches Pensum von einem Tag möglich 
sein, und zwar im Rahmen des Stützunterrichts, der Entlastungslektionen und des Unterrichts 
in den gestalterischen Fächern. 

Wie viele Lehrkräfte sind von dieser neuen Regelung betroffen? 

(s. Punkt 4) 

2. Wird wirklich zur Auflage gemacht, mindestens ein Pensum von 40 % zu übernehmen?  

Ja, für die Klassenlehrpersonen. Diesbezüglich ist darauf hinzuweisen, dass einige Schulkreise 
dies seit mehreren Jahren so handhaben. 

Wenn ja, seit wann gilt diese Regelung für Lehrpersonen der Primarstufe?  

Dieser Grundsatz wurde gleichzeitig mit dem Zweijahreskindergarten eingeführt und wird auf 
der Primarstufe jedesmal dann angewendet, wenn um eine Änderung des Beschäftigungsgrades 
ersucht wird. Nur in Ausnahmefällen wird von diesem Grundsatz abgewichen, etwa wenn die 
Lehrperson vorübergehend eine schwierige persönliche Situation durchmacht (schwere 
Krankheit eines Kindes, obligatorische Weiterbildung usw.).  

3. Hat der Staatsrat die persönlichen wie auch pädagogischen Auswirkungen der Anwendung 
dieser neuen Regeln abgeklärt? 

Der Begriff des Wohlbefindens ist sehr relativ. Auch ist es schwierig, die persönlichen Auswir-
kungen dieser neuen Regeln für die betroffenen Lehrpersonen objektiv zu beurteilen. Es sei 
jedoch daran erinnert, dass diese Massnahmen in erster Linie im vorrangigen Interesse der 
Schülerinnen und Schüler getroffen wurden. Ausserdem können die Lehrerinnen und Lehrer im 
Vergleich zu anderen Berufen von eine breiten Palette möglicher Pensenregelungen profitieren, 
die es ihnen erlauben, Familie und Beruf bestmöglich zu vereinbaren. 



Staatsrat SR 

Seite 3 von 4 

 

4. Wie viele Lehrkräfte haben eine Anstellung zu 20 %?  

Ungefähr 60 von 2375 Lehrpersonen.  

Wurden sie dazu verpflichtet, ihre Arbeitszeit zu erhöhen, oder welche Möglichkeiten werden 
ihnen angeboten?  

Diese neuen Regeln werden nur dann angewendet, wenn die betreffenden Lehrerinnen und 
Lehrer eine Änderung des Beschäftigungsgrads wünschen. Andernfalls bleibt ihre Pensengrös-
se garantiert, auch dann, wenn die Partnerin oder der Partner im Team-Teaching demissioniert. 
In einem solchen Fall wird jedoch der Lehrperson, die weiterhin ein Pensum von 20 % behält, 
vorgeschlagen, dieses Pensum bzw. diesen Anstellungsgrad als Entlastungslektionen oder 
Stützunterricht zu erteilen. So besteht nämlich die Möglichkeit, dass eine andere Lehrperson zu 
100 % angestellt werden kann. 

5. Wie will die EKSD die Situation von Lehrkräften regeln, die mehr als 60 % arbeiten möchten?  

Lehrpersonen, die mehr als 60 % arbeiten möchten, können ihr Pensum mit weiteren Unter-
richtsaktivitäten ergänzen: Stützunterricht, Entlastungslektionen, gestalterische Fächer.  

Gewiss, es besteht die Möglichkeit, Unterrichtseinheiten hinzuzufügen (Entlastungslektionen, 
Gestalten usw.). Allerdings stellt sich die Frage, ob diese Häufung verschiedener Aktivitäten 
nicht der Qualität des Unterrichts und dem Wohlbefinden der betroffenen Lehrkräfte schadet, 
zumal es sich dabei fast immer um Frauen handelt?  

Im Gegenteil, solche Massnahmen wurden eben getroffen, um die Qualität des Unterrichts zu 
fördern. Die Entlastungslektionen und andere Stützmassnahmen werden vermehrt von Lehrper-
sonen übernommen, die bereits in der Schule beschäftigt sind, was sowohl organisatorisch wie 
auch pädagogisch von Vorteil ist und für niemanden zu einem Nachteil werden sollte. 

6. Stimmt es, dass die EKSD einen negativen Vorbescheid zur Eröffnung von Primarklassen 
gegeben hat, obschon die Bestände ausgereicht hätten? Wenn ja, was sind die Gründe für diese 
Entscheide? 

Erstens ist anzumerken, dass die EKSD für den Schulbeginn 2012/13 die Eröffnung von 
25,5 Kindergartenklassen (bei 7,5 Schliessungen) und 16 Primarklassen (bei 10 Schliessungen) 
genehmigt hat, was für beide Sprachregionen des Kantons gegenüber dem Vorjahr insgesamt 
eine Zunahme von 18 Kindergarten- und 6 Primarklassen ergibt. Andererseits kann die 
Direktion gestützt auf Artikel 46bis RSchG pädagogische Unterstützung gewähren, anstatt eine 
Kindergarten- oder Primarklasse zu eröffnen, wenn besondere Umstände dies rechtfertigen. 
Daher haben die Schulämter zusammen mit dem Amt für Ressourcen jeden einzelnen Fall 
genau geprüft. Bei dieser Abklärung wird jeweils darauf geachtet, dass die Schulkreise gleich 
behandelt werden. So hat die EKSD wie schon in den vorangehenden Jahren in einigen Fällen 
Klasseneröffnungen abgelehnt. Konkret wurden in vier Schulkreisen im französischsprachigen 
Kantonsteil Klasseneröffnungen abgelehnt. In drei Fällen gewährten das Amt für französisch-
sprachigen obligatorischen Unterricht und/oder das Amt für Sonderpädagogik Stützmassnah-
men. Im vierten Fall wünschten die örtlichen Schulbehörden, dass anstelle einer Klasseneröff-
nung eine Stelle für Stützunterricht geschaffen wird, dies aufgrund des Mangels an Räumlich-
keiten. In einem der betroffenen Schulkreise war der Bestand zudem Ende des Schuljahres 
erneut ungenügend. 
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Und schliesslich lassen auch die Schwierigkeiten bei der Suche und Anstellung von qualifizier-
tem Lehrpersonal erkennen, dass eine sehr strikte Stellenbewirtschaftung unerlässlich ist. 

18. September 2012 


